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Ordnungsbehördliche Verordnung

über die

geschützten Landschaftsbestandteile  
in den Gemeinden Merzenich, Nörvenich und  

der Stadt Düren im Kreis Düren

vom 9. November 2016

Aufgrund des § 22 Absatz 1 und 2 und des § 29 des 
 Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bun-
desnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542) in Verbindung mit § 42 a Absatz 1 des 
Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Ent-
wicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz – LG) in 
der geltenden Fassung (SGV. NRW. 791) und den §§ 12, 
25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz – OBG) 
in der geltenden Fassung (SGV. NRW. 2060) verordnet die 
Bezirksregierung Köln:

 
§ 1 

Gegenstand der Verordnung

(1) Die in den Karten (§ 2) gekennzeichneten Teile der 
Landschaft werden als geschützte Landschaftsbestand-
teile festgesetzt. 

(2) Die geschützten Landschaftsbestandteile befin-
den sich im Kreis Düren auf dem Gebiet der Gemeinden 
 Merzenich und Nörvenich sowie der Stadt Düren.

 
§ 2  

Abgrenzung des Schutzgebietes

(1) Das Schutzgebiet hat eine Größe von ca. 110,4 ha 
und umfasst in der Gemeinde Merzenich:  
in der Gemarkung Girbelsrath die Fluren 3 und 4, in der 
Gemarkung Golzheim die Fluren 1, 3 ,4, 6, 7, 11, in der 
Gemarkung Merzenich die Fluren 11, 14, 16, 30, 

Gemeinde Nörvenich:  
in der Gemarkung Binsfeld die Fluren 2, 4, 6, 7, 8, 9, 11, 
12, in der Gemarkung Dorweiler die Fluren 1, 2, 4,  in der 
Gemarkung Eggersheim die Fluren 4, 7, 9, in der Gemar-
kung Eschweiler über Feld die Fluren 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 
9, in der Gemarkung Frauwüllesheim die Fluren 4, 6, 10, 
in der Gemarkung Hochkirchen die Flur 3, in der Gemar-
kung Nörvenich die Fluren 23, 26, 27, 29, 33, 34, in der 
Gemarkung Pingsheim die Flur 4, in der Gemarkung Poll 
die Fluren 2 und 4, in der Gemarkung Rath die Fluren 8 
und 9, in der Gemarkung Wissersheim die Fluren 13, 14, 
16, 

Stadt Düren:  
in der Gemarkung Berzbuir-Kufferath die Fluren 1, 4, 12 
und 13, in der Gemarkung Birgel die Fluren 4, 12, 21, 22, 
26, 27, in der Gemarkung Derichsweiler die Fluren 4 und 
7, in der Gemarkung Düren die Fluren 38 und 74 und  in 
der Gemarkung Echtz-Konzendorf die Flur 4.

 Alle Fluren sind teilweise betroffen.

(2) Die genauen Grenzen der geschützten Landschafts-
bestandteile sind in der Übersichtskarte (Anlage 1) und 

den 9 Einzelkarten (Anlage 2) (Deutsche Grundkarte) mit 
einer flächig roten Schattierung dargestellt. 

(3) Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung und 
können

1. als Originalausfertigung  
bei der Bezirksregierung Köln (höhere Landschafts-
behörde),

2. als Zweitausfertigung  
beim Landrat des Kreises Düren (untere Landschafts-
behörde) 

während der Dienststunden eingesehen werden.

 
§ 3 

Schutzzweck des Gebietes

Die Unterschutzstellung erfolgt wegen der besonderen 
Bedeutung des Gebietes

1. gemäß § 29 Absatz 1 Nummer 1 BNatschG zur Erhal-
tung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
insbesondere

 –  zur Erhaltung der biologischen Vielfalt (Biodiversi-
tät) 

 –  zur Erhaltung und Entwicklung der verbliebenen, 
gut erhaltenen Strukturelemente (z.B. Grünland 
und Gehölze auf stauwassergeprägten Böden, grö-
ßere zusammenhängende Gehölzbestände,  längere 
Baumreihen heimischer Laubgehölze)

	 	 •	 	als	bedeutender	Lebensraum	verschiedener	Tier-	
und Pflanzenarten,

	 	 •	 	als	 wichtige	 Vernetzungsstruktur	 in	 der	 durch	
intensive Landwirtschaft geprägten Kulturland-
schaft, 

	 	 •	 	als	Schutz	des	Bodens;

2. gemäß § 29 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG zur Be-
lebung, Gliederung oder Pflege des Orts- oder Land-
schaftsbildes, insbesondere

 –  durch Erhaltung verschiedener landschaftstypi-
scher, den Landschaftscharakter besonders prägen-
der Elemente, z.B. 

	 	 •	 Feldgehölze	an	exponierten	Standorten,	

	 	 •	 	raumbildende	 oder	 gewässermarkierende	 Ge-
hölzreihen, 

	 	 •	 ortsrandprägende	Obstwiesen	und	

	 	 •	 	sog.	Maare,	mit	auch	erdgeschichtlicher	Bedeu-
tung;

3. gemäß § 29 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG zur Ab-
wehr schädlicher Einwirkungen, insbesondere zur 
Minderung

 –  von Schadstoff- und Sedimenteinträgen in Ge-
wässer und  

	 –	 von	Winderosion;
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4. gemäß § 29 Absatz 1 Nummer 4 BNatSchG wegen 
ihrer Bedeutung als Lebensstätten bestimmter wild 
 lebender Tier- und Pflanzenarten, insbesondere für

 –  Tier- und Pflanzenarten, die in ihren Lebensräumen 
auf Trittstein- und Vernetzungsstrukturen sowie 
Rückzugsräume innerhalb der intensiv genutzten 
Agrarlandschaft angewiesen sind, z.B. 

	 	 •	 Vögel,	

	 	 •	 Amphibien	und	

	 	 •	 Fledermäuse.

 
§ 4 

Verbote 

(1) Die Beseitigung der geschützten Landschaftsbe-
standteile sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, 
Beschädigung oder Veränderung der geschützten Land-
schaftsbestandteile führen können, sind verboten. 

(2) Insbesondere ist verboten:

1. bauliche Anlagen im Sinne von § 2 Absatz 1 Bauord-
nung NRW – auch wenn sie keiner baurechtlichen 
Genehmigung oder Anzeige bedürfen – zu errich-
ten,	zu	ändern	oder	in	ihrer	Nutzung	zu	ändern;	zu	
baulichen Anlagen gehören u.a. Stell-, Camping- und 
Lagerplätze, Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, 
Warenautomaten, Werbeanlagen im Sinne § 13 Ab-
satz 1 Bauordnung NRW, Schilder sowie Einfriedun-
gen	aller	Art;

 ausgenommen hiervon sind: 

 a)  Schilder, die auf die Schutzausweisung hinwei-
sen oder der Besucherlenkung und  -information 
dienen, als Ortshinweise oder Warntafeln dienen 
oder	gesetzlich	vorgeschrieben	sind;

 b)  ortsübliche Weidezäune oder notwendige Kul-
turzäune im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Land-	und	Forstwirtschaft;

 c)  schlichte, jederzeit ortsveränderliche Hinweis-
schilder an Straßen und Parkplätzen, die auf den 
Verkauf selbst erzeugter land- und forstwirt-
schaftlicher sowie gartenbaulicher Produkte hin-
weisen;

 d)  ortsübliche Verkaufsstände für selbsterzeugte 
landwirtschaftliche Produkte, soweit sie bauge-
nehmigungsfrei sind, nur kurzfristig errichtet 
werden und jederzeit demontiert werden kön-
nen;

2. Straßen, Wege – einschließlich Reitwege und Forst-
wirtschaftswege – oder sonstige Verkehrsanlagen –  
auch wenn sie keiner Genehmigung oder Anzeige 
bedürfen – zu errichten, oder anzulegen, oder sie zu 
befestigen,	zu	erweitern	oder	auszubauen;

3. ober- oder unterirdische Leitungen aller Art – auch 
Drainageleitungen – zu verlegen, zu errichten oder zu 
ändern;

 ausgenommen hiervon ist:

 die vorübergehende Verlegung oder Änderung ober-
irdischer innerbetrieblicher Ver- und Entsorgungs-
leitungen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
und den Gartenbau sowie die Verlegung unterirdi-
scher Ver- und Entsorgungsleitungen einschließlich 
Fernmeldeeinrichtungen im baulichen Außenbereich 
im Baukörper von Straßen und befestigten Wegen, 
soweit dabei keine Gehölze beseitigt und angren-
zende	Bäume	nicht	erheblich	beschädigt	werden;

4. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen, Bohrungen, Sprengungen oder sons-
tige	Veränderungen	der	Bodengestalt	vorzunehmen;

5.	 Feuer	anzuzünden	oder	zu	unterhalten;

6. Hunde unangeleint mit sich zu führen oder sie au-
ßerhalb von Wegen laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen	durchzuführen;

7.	 zu	zelten,	zu	campen	oder	zu	lagern;

8. Flächen außerhalb der befestigten oder gekennzeich-
neten Straßen und Wege sowie außerhalb von Park- 
bzw. Stellplätzen zu betreten, zu befahren oder auf 
ihnen	zu	reiten;

9. Fahrzeuge einschließlich Anhänger und Geräte aller 
Art	abzustellen;

10. Einrichtungen für Erholungszwecke anzulegen, be-
reitzuhalten	oder	zu	ändern;

11.	 Veranstaltungen	aller	Art	durchzuführen;

12. Einrichtungen für den Schieß- und Luftsport sowie 
für den Motor- und Modellsport bereitzustellen oder 
diese	Sportarten	zu	betreiben;

13. stehende oder fließende Gewässer, hierzu zählen auch 
Fischteiche, anzulegen, zu beseitigen oder umzuge-
stalten, ihren Verlauf zu verändern oder die Ufer und 
Sohlen erheblich zu beeinträchtigen sowie die Hy-
drobiologie	nachhaltig	zu	beeinflussen;

14. den Grundwasserspiegel zu verändern sowie Bewäs-
serungs-, Entwässerungs- oder andere den Wasser-
haushalt	verändernde	Maßnahmen	vorzunehmen;

15. feste oder flüssige Stoffe oder Gegenstände, insbeson-
dere Abfallstoffe, abzulagern, zu lagern oder aufzu-
bringen;

16. Düngemittel (insbesondere Festmist, Gülle und Klär-
schlamm)	abzulagern,	zu	lagern	oder	aufzubringen;

17. Mieten, Silagen, Mist- oder Komposthaufen anzule-
gen, zu erweitern oder bereitzustellen sowie Heu-, 
Silage-	und	Strohballen	länger	als	14	Tage	zu	lagern;	
Böden zu verfestigen, zu versiegeln oder zu verunrei-
nigen;

18.	 Ufer-,	Quell-	und	Sumpfbereiche	zu	beweiden;

19. Pflanzenschutzmittel (einschließlich Schädlingsbe-
kämpfungsmittel) anzuwenden sowie die chemische 
Behandlung von Holz oder anderer Produkte vorzu-
nehmen;	
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 ausgenommen hiervon ist:

 der Einsatz von Insektiziden in Waldbeständen im 
Kalamitätsfall im Einvernehmen mit der unteren 
Landschaftsbehörde;

20. Brach- oder Grünlandflächen umzubrechen oder in 
eine andere Nutzung umzuwandeln oder die Gras-
narbe großflächig durch übermäßige Beweidung 
nachhaltig	zu	beeinträchtigen	oder	zu	zerstören;

 ausgenommen hiervon ist:

 der Pflegeumbruch von Dauergrünland zur Grün-
landerneuerung	mit	unverzüglicher	Neusaat;

21. Gehölze, u.a Streuobstbäume, insbesondere durch 
Beweidung	nachhaltig	oder	erheblich	zu	schädigen;

22. wildlebende Pflanzen aller Art oder Teile davon ab-
zuschneiden, abzupflücken, zu beschädigen, aus-
zureißen, auszugraben oder in sonstiger Weise zu 
gefährden;

23. wildlebende Tiere zu fangen, zu töten, zu verletzen 
oder mutwillig zu beunruhigen, ihnen nachzustel-
len oder zu ihrem Fang geeignete Vorrichtungen 
an zubringen sowie ihre Brut- und Lebensstätten, 
 Puppen, Larven, Eier oder sonstige Entwicklungs-
formen fortzunehmen, zu sammeln, zu beschädigen 
oder	zu	entfernen;

24. gebietsfremde Pflanzen, deren vermehrungsfähige 
Teile sowie Tiere einzubringen, auszusetzen oder an-
zusiedeln;

25. Erstaufforstungen vorzunehmen, Weihnachtsbaum- 
oder Schmuckreisigkulturen anzulegen sowie die 
	Anlage	von	Kurzumtriebplantagen;

26. den Anteil der von Natur aus heimischen Laub-
holzbaumarten zu verringern sowie den Nadel- und 
Fremdholzanteil (von Natur aus nicht heimischer 
	Arten)	zu	erhöhen;

27. Wildäsungsflächen und Wildfütterungen (einschließ-
lich Ablenkungsfütterungen) sowie Kirrungen in 
Quellbereichen, feuchten Hochstaudenfluren, Ufer-
bereichen und anderen Feuchtflächen anzulegen oder 
vorzunehmen;

28. Ansitzeinrichtungen – mit Ausnahme von offenen 
Ansitzleitern – zu errichten oder zu ändern.

 
§ 5 

Geltung anderer Rechtsvorschriften

Weitergehende Bestimmungen nach anderen Rechts-
vorschriften bleiben unberührt, insbesondere die weiter-
gehenden Schutzbestimmungen des § 30 BNatschG in 
Verbindung mit § 62 LG bei Überlagerung mit gesetz-
lich geschützten Biotopen sowie die Bestimmungen der  
§§ 44 ff BNatSchG über den besonderen Artenschutz. 

§ 6 
Nicht betroffene Tätigkeiten

Die  Verbotsvorschriften des § 4 gelten nicht für fol-
gende Tätigkeiten:

1. Ausübung der ordnungsgemäßen Landwirtschaft 
entsprechend den Grundsätzen der guten fachlichen 
Praxis	gemäß	§	5	Absatz	2	BNatschG	und	§	2c	Ab- 
satz 4 LG NW in der bisherigen Art und im bisheri-
gen Umfang mit Ausnahme der Verbote des § 4 Ab-
satz	2	Nummer	3,	17,	18,	20,	21	und	25;

2. Ausübung der ordnungsgemäßen forstlichen Nut-
zung unter Berücksichtigung des § 5 Absatz 3 
BNatschG und § 2c Absatz 5 LG NW in der bishe-
rigen Art und im bisherigen Umfang mit Ausnahme 
der Verbote des § 4 Absatz 2 Nummer 2, 19 und 24–
26;

3. Ausübung der rechtmäßigen und ordnungsgemäßen 
Jagd im Sinne des § 1 Bundesjagdgesetz sowie Maß-
nahmen des Jagdschutzes gemäß § 23 Bundesjagd-
gesetz in Verbindung mit § 25 Landesjagdgesetz mit 
Ausnahme der Verbote des § 4 Absatz 2 Nummer 27 
und	28;

4. die Gewässerunterhaltung und -entwicklung (dazu 
gehört auch die Renaturierung der Gewässer) auf der 
Grundlage eines von der zuständigen Wasserbehörde 
im Einvernehmen mit der zuständigen Landschafts-
behörde abgestimmten Unterhaltungsplans oder 
einer entsprechenden wasserrechtlichen Zulassung 
zum	naturnahen	Gewässerausbau;

5. die Unterhaltung, Instandhaltung und Wiederher-
stellung bestehender rechtmäßiger Anlagen und 
Verkehrswege sowie das Freischneiden des Licht-
raumprofils	an	Verkehrsanlagen;

6. wissenschaftliche Untersuchungen im Einvernehmen 
mit	der	unteren	Landschaftsbehörde;

7. Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohen-
den gegenwärtigen Gefahr. Die Maßnahmen sind dem 
Landrat des Kreises Düren als untere Landschaftsbe-
hörde	nachträglich	unverzüglich	anzuzeigen;

8. Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherungs-
pflicht nach Maßgabe des § 34 (4c) LG NW nach 
	Anzeige	bei	der	unteren	Landschaftsbehörde;

9. die von dem Landrat des Kreises Düren als untere 
Landschaftsbehörde oder innerhalb des Waldes von 
dem zuständigen Forstamt im Einvernehmen ange-
ordneten oder genehmigten Schutz-, Entwicklungs-, 
Pflege-	oder	Optimierungsmaßnahmen;

10. andere rechtmäßig und ordnungsgemäß ausgeübte 
Nutzungen aufgrund rechtskräftiger Genehmigungen 
oder aufgrund eigentumsrechtlichen Bestandschutzes 
in	der	bisherigen	Art	und	im	bisherigen	Umfang;

11. das Fällen von krankheits- oder altersbedingt abgän-
gigen Bäumen zur Vermeidung von Gefahren im Ein-
vernehmen	mit	der	unteren	Landschaftsbehörde;	
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12. die rechtmäßige und ordnungsgemäße fischereiliche 
Nutzung im Sinne des § 5 Abs. 4 BNatSchG in bis-
heriger Art und Umfang mit Ausnahme der Verbote 
des § 4 Abs. 2 Nr. 13 und der fischereilichen Nutzung 
der sog. Maare.

 
§ 7 

Befreiungen

Gemäß § 67 Absatz 1 BNatschG kann der Landrat des 
Kreises Düren als untere Landschaftsbehörde von den 
Verboten des § 4 auf Antrag Befreiung gewähren, wenn

1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen In-
teresses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaft-
licher Art, notwendig ist 

 oder

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu 
einer unzumutbaren Belastung führen würde und die 
Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und 
Landschaftspflege vereinbar ist. 

 
§ 8 

Ordnungswidrigkeiten

Vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße gegen Verbote 
dieser Verordnung können nach § 69 BNatSchG in Ver-
bindung mit § 70 Absatz 1 Nummer 2 und § 71 Absatz 1 
LG als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 
50.000 € geahndet werden.

 
§ 9   

In-Kraft-Treten / Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt gemäß § 33 Absatz 2 OBG 
eine Woche nach dem Tage ihrer Verkündung im Amts-
blatt für den Regierungsbezirk Köln in Kraft.

 (2) Diese Verordnung tritt außer Kraft, wenn ein 
rechtskräftiger Landschaftsplan vorliegt, spätestens je-
doch gemäß § 32 Absatz 1 OBG nach Ablauf von 20 Jah-
ren seit ihrem In-Kraft-Treten.

Hinweis gemäß § 22 Absatz 2 Satz 1 BNatschG 
in Verbindung mit § 42 a Absatz 4 LG

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördenge-
setzes kann gegen diese ordnungsbehördliche Verord-
nung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) die ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-
nungsgemäß verkündet worden 

 oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Landschaftsbehörde, die die Verordnung erlassen 
hat, vorher gerügt und die dabei verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Bezirksregierung Köln  
51.1-1.1 gLB/DN  
Köln, den 9. November 2016

gez.  W a l s k e n
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